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1 Grundsätzliches zu Gemeinnützigkeit und Umsatz-
steuer 

Sofern eine Organisation (z.B. Verein, gGmbH, rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen 

Rechts) als gemeinnützig eingestuft wird, geht damit zunächst nur die Befreiung von 

den Ertragsteuern einher. Ob die Organisation ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt-

zigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dient, ist nach den §§ 52 bis 68 AO zu beur-

teilen. Ein analoges (eigenständiges) Gemeinnützigkeitsrecht existiert in der Umsatz-

steuer nicht. Gleichzeitig existiert keine „persönliche Umsatzsteuerbefreiung“ für Körper-

schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen, die satzungsmäßig und tat-

sächlich ausschließlich und unmittelbar derartige begünstigte Tätigkeiten i.S.d. §§ 52 bis 

68 AO verfolgen.  

Gleichwohl existiert umsatzsteuerlich eine Reihe von Steuerbefreiungstatbeständen in 

§ 4 UStG, welche auf spezifische Umsatzarten abstellen. Viele dieser steuerbefreiten Tä-

tigkeiten werden oftmals von gemeinnützigen Körperschaften bzw. Körperschaften des 

öffentlichen Rechts ausgeführt. Dies gilt insbesondere für Heilbehandlungen in Kranken-

häusern, Bildungsleistungen von staatlich anerkannten Schulen und Hochschulen sowie 

Leistungen von Einrichtungen der Wohlfahrtspflege. Darüber hinaus sind auch die steuer-

pflichtigen Umsätze, die gemeinnützige Organisationen ausführen, regelmäßig umsatz-

steuerlich begünstigt. So normiert § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG die Anwendung 

des ermäßigten Steuersatzes für Leistungen der Körperschaften, die ausschließlich und 

unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke i.S.d. §§ 52 bis 68 AO ver-

folgen. 

Ungeachtet der bereits genannten umsatzsteuerlichen Begünstigungen steht an erster 

Stelle stets die Prüfung, ob eine gemeinnützige Organisation durch ihre Tätigkeit unter-

nehmerisch tätig ist, d.h. die umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft erfüllt. 

Dies wird regelmäßig zu bejahen sein, da jede selbständige und nachhaltige gewerbliche 

oder berufliche Tätigkeit mit Einnahmeerzielungsabsicht zur Begründung der Unterneh-

mereigenschaft führt. Ob die Organisation im Rahmen ihrer Tätigkeit Überschüsse erzielt, 

ist dabei nicht entscheidend.  

Neben derartigen gemeinnützigen Körperschaften, Vermögensmassen und Personenver-

einigungen existieren juristische Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR). Diese 

können in Gestalt von Körperschaften (z.B. Gemeinden, Hochschulen, Rechtsanwalts-

kammern), Anstalten (z.B. Rundfunkanstalten, Deutsche Bundesbank) und Stiftungen 

vorliegen und sind damit betraut, öffentliche Aufgaben unter staatlicher Aufsicht und ggf. 

unter Einsatz hoheitlicher Mittel wahrzunehmen. Auch für diese jPdöR gilt es, umsatzsteu-

erliche Besonderheiten zu beachten. Dabei ist vor allem die Sonderregelung zur Unter-

nehmereigenschaft von jPdöR (heute1 in § 2b UStG normiert) zu beachten.  

 

1  Der bisherige § 2 Abs. 3 UStG wurde durch das Gesetz vom 2.11.2015, BGBl. I 2015, 1834 aufgehoben. Aller-

dings wurde eine Übergangsregelung implementiert, der zufolge § 2 Abs. 3 UStG a.F. für Umsätze nach dem 

31.12.2015 und vor dem 1.1.2017 weiterhin anzuwenden ist. Zudem kann die juristische Person auf Antrag 

einmalig erklären, dass die alte Vorschrift für sämtliche nach dem 31.12.2016 und vor dem 1.1.2025 ausgeführ-

ten Leistungen weiterhin angewendet werden soll.  
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2 Unternehmereigenschaft und Tätigkeitssphären 

Zu diesem Kapitel finden Sie im Online-Training  

folgende interaktive Elemente: 

9 praktische Übungen 

 

2.1 Unternehmerfähigkeit und Unternehmereigenschaft 

Die Unternehmerfähigkeit betrifft die abstrakte Frage, ob eine natürliche oder juristi-

sche Person bzw. eine Vermögensmasse oder Personenvereinigung dazu im Stande ist, 

Träger von Rechten und Pflichten und somit umsatzsteuerlicher Unternehmer sein zu kön-

nen. Erst dann, wenn dies bejaht wird, stellt sich daran anknüpfend die Frage, ob auch 

die Unternehmereigenschaft tatsächlich vorliegt, was wiederum von den Einzelheiten 

der ausgeübten Tätigkeit abhängt. 

Sowohl natürliche und juristische Personen des privaten und öffentlichen Rechts als auch 

Personenvereinigungen, Zweckvermögen und sonstige Wirtschaftsgebilde, die dazu fähig 

sind, selbständig Leistungen im umsatzsteuerlichen Sinne gegenüber anderen zu erbrin-

gen, sind unternehmerfähig. Folglich können sowohl rechtsfähige Vereine, GmbHs und 

Genossenschaften als juristische Personen des privaten Rechts wie auch Gebietskör-

perschaften, Zweckverbände, Hochschulen, Krankenkassen, Berufskammern, Religions-

gesellschaften oder Rundfunkanstalten als juristische Personen des öffentlichen 

Rechts Unternehmer sein, wenn sie eine entsprechende Tätigkeit entfalten. Auch dann, 

wenn eine Personenvereinigung nur gegenüber ihren Mitgliedern gegen Entgelt 

tätig wird, kann dadurch gem. § 2 Abs. 1 S. 2 UStG die Unternehmereigenschaft be-

gründet werden.  

Umsatzsteuerlicher Unternehmer ist nur derjenige, der selbständig und nachhaltig 

eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit mit Einnahmeerzielungsabsicht aus-

übt. Eine selbständige Tätigkeit ist z.B. gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG für weisungsab-

hängige Arbeitnehmer im Rahmen ihres Angestelltenverhältnisses nicht gegeben.  

Beispiel: Eine mildtätige Stiftung vermietet Wohnungen an Privatpersonen. Sie beschäf-

tigt zehn ständige Mitarbeiter (reguläres Angestelltenverhältnis mit Lohnfortzahlung im 

Krankheitsfall, Urlaubsanspruch, fixen Arbeitszeiten und fixem Arbeitsort), welche für die 

Verwaltung der Wohnungen und die Kommunikation mit den Mietern zuständig sind.  

Lösung: Die Stiftung ist aufgrund ihrer selbständigen und nachhaltigen Vermietungstä-

tigkeit umsatzsteuerlicher Unternehmer i.S.d. § 2 Abs. 1 UStG. Ihre ständigen Mitarbeiter 

sind hingegen keine umsatzsteuerlichen Unternehmer, da sie gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 UStG 

unselbständig tätig sind. 

Während juristische Personen gem. § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG im Regelfall selbständig tätig 

sind, ist dies dann ausgeschlossen, wenn sie wirtschaftlich, organisatorisch und finanziell 

als Organgesellschaft in das Unternehmen des Organträgers eingegliedert sind, d.h. wenn 

eine umsatzsteuerliche Organschaft vorliegt. Umsatzsteuerliche Organschaften sind 

insbesondere für gemeinnützige Einrichtungen aufgrund ihres oftmals eingeschränkten 

Vorsteuerabzugsrechts auch heute nach wie vor ein wichtiges Gestaltungsinstrument. 

So können insbesondere lohnintensive Vorleistungen (z.B. Reinigungsleistungen) auf eine 
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Organgesellschaft ausgegliedert werden mit der Folge, dass die bezogenen Leistungen als 

nicht steuerbare Innenleistungen und somit ohne Umsatzsteuerbelastung bezogen wer-

den können. Zu beachten ist allerdings, dass die dabei erforderliche organisatorische Ein-

gliederung der Organgesellschaft oftmals ertragsteuerlich dazu führt, dass die Beteiligung 

an der Organgesellschaft aus dem Bereich der Vermögensverwaltung ausscheidet und 

stattdessen als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb eingestuft wird.2 

Beispiel: Ein Universitätsklinikum bezieht Reinigungsleistungen von einem darauf spezi-

alisierten Dienstleister. Um Kosten zu sparen, beschließt es, eine eigene Reinigungsser-

vice GmbH zu gründen, die fortan sämtliche Reinigungsleistungen an das Klinikum er-

bringt. Die personelle, organisatorische und wirtschaftliche Verflechtung i.S.d. § 2 Abs. 2 

Nr. 2 UStG seien gegeben.  

Lösung: Soweit die bislang von einem selbständigen Dienstleister bezogenen Reinigungs-

leistungen wirtschaftlich mit umsatzsteuerfreien Heilbehandlungen i.S.d. § 4 Nr. 14 

Buchst. b UStG zusammenhängen, steht dem Krankenhaus für die mit Umsatzsteuer be-

hafteten Eingangsleistungen nach § 15 Abs. 2 UStG kein Vorsteuerabzugsrecht zu. Wer-

den die Leistungen hingegen von einer Organgesellschaft (Reinigungsservice GmbH) be-

zogen, liegen nichtsteuerbare Innenleistungen vor, sodass die Lohnkosten nicht zusätzlich 

mit Umsatzsteuer belastet werden. 

2.2 Sonderregelung zur Unternehmereigenschaft von jPdöR 

Das Umsatzsteuerrecht regelt die Unternehmereigenschaft von juristischen Perso-

nen des öffentlichen Rechts (jPdöR) in einer eigenständigen Norm. Der bislang maß-

gebliche § 2 Abs. 3 UStG wurde mit dem Steueränderungsgesetz vom 2.11.2015 ab dem 

1.1.2016 durch einen neuen § 2b UStG ersetzt. Derzeit sind somit zwei unterschiedliche 

Rechtsgrundlagen einschlägig. 

2.2.1 Rechtslage bis 31.12.2015 

Nach § 2 Abs. 3 S. 1 UStG sind juristische Personen des öffentlichen Rechts 

(jPdöR) nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblicher Art und ihrer land- oder forstwirt-

schaftlichen Betriebe gewerblich oder beruflich tätig. Für den Begriff des Betriebs gewerb-

licher Art verweist das UStG per Klammerzusatz auf § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG und § 4 KStG. 

Infolgedessen ging man in der Vergangenheit davon aus, dass (hoheitliche) Tätigkeiten 

auf öffentlich-rechtlicher Grundlage und vermögensverwaltende Tätigkeiten für die öffent-

liche Hand keine Unternehmereigenschaft begründen und demnach nicht umsatzsteu-

erbar sind. Zugleich sieht die Finanzverwaltung für das Vorliegen eines Betriebs gewerb-

licher Art bestimmte Gewinn- und Umsatzgrenzen vor. 

Der BFH legt in seiner ständigen Rechtsprechung § 2 Abs. 3 UStG i.V.m. § 4 KStG richtli-

nienkonform aus.3 Nach der Rechtsprechung und der h.M. in der Literatur entfaltet die 

ertragsteuerliche Qualifikation einer Tätigkeit als Vermögensverwaltung für die umsatz-

steuerliche Unternehmereigenschaft der öffentlichen Hand keine Relevanz. Gleichfalls sind 

die Gewinn- und Umsatzgrenzen der Finanzverwaltung nach den Urteilen des BFH für 

die Unternehmereigenschaft nicht von Bedeutung.  

 

2  Bertels, in: Winheller/Geibel/Jachmann-Michel, Gesamtes Gemeinnützigkeitsrecht, 2020, 1397 f. 
3  BFH, Urteil v. 15.4.2010, V R 10/09, DStR 2010, 1280; BFH, v. 1.12.2011, V R 1/11, DStR 2012, 352. 
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